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V

Vorwort zur 1. Auflage

Mit 1.1.2014 ist die größte Änderung des für die österreichischen Verwal
tung geltenden Verfahrensrechtes seit der Schaffung der Verwaltungsgerichts
barkeit im Jahre 1876 in Kraft getreten: Die Aufgabe, Rechtsschutz gegen 
Verwaltungsakte zu gewähren, ist nicht mehr primär Aufgabe der Verwaltung 
selbst bzw zwischen der Verwaltung und der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
geteilt, sondern weitestgehend ausschließlich in der Zuständigkeit von Ver
waltungsgerichten. Deren Aufgabe ist es, nicht nur über die Gesetzwidrigkeit 
von Verwaltungsakten zu erkennen, sondern Entscheidungen in der Sache 
zu treffen. Die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden über ordentliche 
Rechtsmittel zu entscheiden, ist seltene Ausnahme. Daher ist es erforderlich 
geworden, das Verwaltungsverfahrensrecht und das Recht der Verwaltungs
gerichtsbarkeit gemeinsam darzulegen. In diesem Sinn wurde die bisher in 
12. Auflage erschienene „Einführung in das österreichische Verwaltungsver
fahrensrecht“ neu gestaltet.

Die Rechtslage wird so dargestellt, wie sie nach der Rechtsentwicklung 
bis 30.9.2013, ab 1.1.2014 gelten soll.

Vorwort zur 2. Auflage

Einige Regelungen des Verwaltungsverfahrensrechts, insbesondere solche 
des Verwaltungsstrafrechts und die Praxis deren Anwendung, haben Anlass 
zu Kritik und für Forderungen nach einer Änderung gegeben. So ist zB die 
Regelung, welche auch bei fahrlässig begangenen Gesetzesverletzungen nur 
in sehr eingeschränktem Maß die Möglichkeit eingeräumt hatte, von einer 
Bestrafung abzusehen, Gegenstand intensiver Kritik geworden. Dies hat eine 
Novellierung der einschlägigen Regelungen zur Folge gehabt. Zudem waren 
Richtlinien der EU zur Stellung der Beschuldigten umzusetzen. Überdies ist 
die verunglückte Regelung im Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz über  
den Umfang der Prüfungsbefugnis der Verwaltungsgerichte durch die Recht
sprechung des Verwaltungsgerichtshofs korrigiert worden. Dies und noch 
einige andere Änderungen der Rechtslage, zB die Novellierung des Zustell
gesetzes, haben es erforderlich gemacht, dieses Buch zu überarbeiten.
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1

Was will dieses Buch?

Der Autor und auch der Mitautor früherer Auflagen der Vorläuferin dieses 
Buches, nämlich der „Einführung in das österreichische Verwaltungsverfah
rensrecht“, Gunther Gruber haben in ihrem beruflichen Alltag immer wieder 
die Erfahrung gemacht, dass das Verwaltungsverfahrensrecht ein ungemein 
sperriger Gegenstand ist. Sie sind beide im Verfassungsdienst des Amtes der 
Steiermärkischen Landesregierung tätig gewesen, dabei auch für allgemeine 
Fragen des Verwaltungsverfahrensrechtes zuständig gewesen und häufig mit 
konkreten verfahrensrechtlichen Problemen befasst worden. Zudem sind sie 
in der Ausbildung von Beamten aller Ebenen tätig gewesen. Gerhart Wie
linger ist zudem Dozent an der Universität Graz, Gunther Gruber war lange 
Jahre Mitglied des Verwaltungsgerichtshofs. In all diesen Tätigkeiten haben 
sie beobachten können, dass für Lernende der Zugang zum Gegenstand „Ver
waltungsverfahrensrecht“ schwer ist und dass die Handhabung der Verfah
rensgesetze mitunter große Schwierigkeiten bereitet. Die spezifische Ursache 
dafür dürfte das geringe Maß an Anschaulichkeit des Gegenstandes sein. 

Das spezielle Verfahrensrecht für die Verwaltungsgerichte ist zwar in 
höherem Maße anschaulich als das Verfahrensrecht der Verwaltungsbehörden. 
Probleme der „Anschaulichkeit“ dürften sich aber an den „Schnittstellen“ 
zwischen den Sphären der Tätigkeit Verwaltungsbehörden und der Verwal
tungsgerichte ergeben. Dies auch deshalb, weil zahlreiche Bestimmungen aus 
dem Verwaltungsverfahrensrecht sowohl für die Verwaltungsgerichte als auch 
den Verwaltungsgerichtshof als Verfahrensrecht gelten.

Mit diesem Buch soll dieser Zugang einfacher gemacht werden. In die
sem Sinn wurde der Anschaulichkeit ein besonderes Augenmerk zugewendet. 
Freilich könnte dies dazu geführt haben, diese Rechtsgebiete einfacher ausse
hen zu lassen, als sie sind. Es sei daher ausdrücklich betont, dass dieses Buch 
nur als Einführung, als eine Einstiegshilfe verstanden wird, dass es aber keine 
umfassende Kenntnis des Gegenstandes vermitteln will und kann. Es wendet 
sich an all jene, die eine erste Information über die Regeln des Verfahrens vor 
österreichischen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten suchen. 

Dem Charakter einer Einführung entsprechend, wird auf die Dokumenta
tion und Diskussion von Lehrmeinungen weitgehend verzichtet. Im Allgemei
nen wird für das Verwaltungsverfahrensrecht die vom Verwaltungsgerichtshof 
vertretene Ansicht wiedergegeben, seine Judikatur aber nur durch einzelne 
Hinweise dokumentiert. 

In diesem Buch sollen zunächst die Bestimmungen jener Gesetze darge
stellt und besprochen werden, die Hauptquellen des Verfahrensrechtes der 
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Verwaltungsbehörden – ausgenommen die Behörden der Finanzverwaltung 
– sind. Dabei wird jeweils auf die durch die Schaffung einer „neuen“ Verwal
tungsgerichtsbarkeit bewirkten Zusammenhänge zwischen Verwaltungsver
fahren und verwaltungsgerichtlichen Verfahren hingewiesen werden.

Im Anschluss daran sollen die spezifischen für die österreichische Verwal
tungsgerichtsbarkeit – wiederum ausgenommen die Finanzgerichtsbarkeit – 
geltenden Rechtsvorschriften dargestellt und besprochen werden. Dabei wird 
zunächst auf die einschlägigen Regeln des BVG und danach auf das Ver
waltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), das Verwaltungsgerichtshofge
setz (VwGG) und das VerwaltungsgerichtsbarkeitsÜbergangsgesetz und – in 
beschränktem Umfang – auch auf die einzelnen Landesverwaltungsgerichts
gesetze einzugehen sein.

Was will dieses Buch?
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I. TEIL
EINFÜHRUNG

I. Die Staatsfunktionen Verwaltung und Gerichtsbarkeit

1. Allgemeines

Die Verfassungen des politischen Kulturkreises, dem Österreich angehört, 
sind das Ergebnis eines Prozesses, dessen Wurzeln in das 18. Jahrhundert 
zurückreichen. Zu den wesentlichsten Ideen, die für diesen Prozess bestim
mend geworden sind, zählte jene von der Beschränkung der Staatsmacht und 
des Schutzes jedes Einzelnen in einem Staat lebenden Menschen vor staatli
cher Willkür. Um dies zu verwirklichen, wurde ua eine Trennung oder Tei-
lung der „Staatsgewalten“ oder „Staatsfunktionen“ gefordert: Gesetzge
bung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung. Diese „Staatsfunktionen“ sollen nicht 
in einer Hand vereinigt, sondern getrennt und auf verschiedene Staatsorgane 
aufgeteilt sein. Diese Idee hat in der geltenden Bundesverfassung in folgen
der Form ihren Ausdruck gefunden: Die Verfassung unterscheidet zwi-
schen Gesetzgebung und Vollziehung und gliedert die Vollziehung in die 
Gerichtsbarkeit und die Verwaltung. 

2. Wie ist eine Unterscheidung zwischen den  
Staatsfunktionen möglich?

Die Unterscheidung und Trennung der Staatsfunktionen bedeutet in 
Österreich allerdings nicht, dass die Inhalte der Tätigkeit jeder dieser 
Funktionen voneinander völlig verschieden wären. Zwar hat jede einzelne 
dieser Staatsfunktionen Aufgaben zu erfüllen, die nur ihr zugewiesen sind, es 
gibt aber auch Bereiche, in denen sich die Tätigkeit der Organe einer Staats
funktion von jener der Organe einer anderen – allgemein gesehen – inhaltlich 
nicht unterscheidet. So gibt es zB keinen allgemeinen inhaltlichen Unter
schied zwischen der Tätigkeit der Organe der Staatsfunktion Gesetzgebung, 
die Gesetze erlassen, und jener von Organen der Staatsfunktion Verwaltung, 
die selbstständige Verordnungen erlassen. In beiden Fällen werden näm
lich allgemein verbindliche Rechtsvorschriften unmittelbar auf Grund einer 
Ermächtigung durch die Verfassung geschaffen. Ebenso gibt es keinen allge
meinen inhaltlichen Unterschied zwischen der Tätigkeit eines Strafgerichts 
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und jener einer Verwaltungsbehörde, die eine Bestimmung des Verwaltungs
strafrechts vollzieht: Das Gericht – wie die Verwaltungsbehörde – verhängen 
Strafen (freilich jeweils wegen anderer Delikte).

Eine Unterscheidung zwischen den einzelnen Staatsfunktionen ist 
in Österreich nur anhand formal-organisatorischer Kriterien möglich. 
Daher lässt sich die Verwaltung auch nur durch derartige Charakteristika 
von den anderen Staatsfunktionen abgrenzen. Für die beiden Bereiche der 
Vollziehung schreibt das BundesVerfassungsgesetz eine Abgrenzung und 
Trennung vor: Jedes Organ der Vollziehung muss entweder der Gerichtsbar
keit oder der Verwaltung angehören; Organe, die sowohl Gericht als auch 
Verwaltungsbehörde sind, darf es nach Art 94 B-VG nicht geben. Aller
dings sieht Art 94 Abs 2 BVG idF der Novelle BGBl I Nr 51/2012 nunmehr 
vor, dass durch Bundes oder Landesgesetz „in einzelnen Angelegenheiten 
anstelle der Erhebung einer Beschwerde beim Verwaltungsgericht ein Ins-
tanzenzug von der Verwaltungsbehörde an die ordentlichen Gerichte vorge-
sehen werden“ kann.

 Traditionellerweise wurde als das markanteste Charakteristikum der 
Verwaltung die „Weisungsgebundenheit“ und als Charakteristikum der 
Gerichtsbarkeit die „Unabhängigkeit“ der in ihr tätigen Organe angese-
hen. Dies bedeutet Folgendes: 

Die Verwaltung ist grundsätzlich hierarchisch gegliedert, dh die Organe 
stehen zueinander im Verhältnis der Über und Unterordnung. Das jeweils 
übergeordnete Organ kann dem untergeordneten in Form von „Weisungen“ 
Aufträge erteilen. Das untergeordnete Organ ist verpflichtet, diese Weisungen 
zu erfüllen und ist für die Erfüllung verantwortlich (Art 20 BVG). 

Von dieser Regel hat es aber seit jeher Ausnahmen gegeben: Durch 
verfassungsgesetzliche Regelungen konnten auch Organe der Verwaltung von 
der Weisungsbindung ausgenommen werden.

Die BVGNovelle BGBl I 2008 Nr 2 hat durch eine Änderung des Art 
20 die Möglichkeit geschaffen, durch einfaches Gesetz, Organe, die mit 
bestimmten, in diesem Artikel genannten Aufgaben betraut sind (zB: sachver
ständige Prüfung; Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung; Sicherung 
des Wettbewerbs; Durchführung einzelner Angelegenheiten des Dienst und 
Disziplinarrechts; Durchführung und Leitung von Wahlen) oder soweit dies 
nach Maßgabe des Rechts der Europäischen Union geboten ist, von der Bin
dung an Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe freizustellen. 

Die „Weisungsbindung“ als traditionelles Unterscheidungsmerkmal 
zwischen Gerichtsbarkeit und Verwaltung ist zudem durch die Bestim-
mung des B-VG über die Staatsanwälte (Art 90a) relativiert worden. 
Nach dieser sind Staatsanwälte Organe der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 

Einführung
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können aber durch Gesetz an Weisungen von Vorgesetzten gebunden wer
den.

Es ist daher innerhalb der Staatsfunktion Gerichtsbarkeit zwischen Rich
tern als in Ausübung ihrer spezifischen Funktion unabhängigen und Staats
anwälten als weisungsgebundenen Organen zu unterscheiden. Zudem gibt 
es in der Gerichtsbarkeit seit jeher in Form der Rechtspfleger weisungsge
bundene Organe, die nicht auf bloße den Richter unterstützende Tätigkeiten 
beschränkt sind und Rechtspfleger gibt es auch in der Verwaltungsgerichts
barkeit.

3. Organisatorische Aspekte der Verwaltung  
und der Gerichtsbarkeit

Die österreichische Verwaltung ist organisatorisch kein einheitliches 
Ganzes. Vielmehr ist sie in zahlreiche, nebeneinander bestehende Organi
sationsgefüge gegliedert: Bundesverwaltung; Landesverwaltung; Selbst-
verwaltungskörper (zB Gemeinden als territoriale Selbstverwaltungskörper 
oder Kammern als personale Selbstverwaltungskörper). Die Bundesverwal
tung ist wiederum organisatorisch in verschiedene Verwaltungszweige geglie
dert. Zwischen diesen Organisationsgefügen kann es jedoch funktionelle Ver
schränkungen geben. So wird zB ein beträchtlicher Teil der Bundesgesetze im 
Bereich der Bundesländer von Organen vollzogen, die vom jeweiligen Bun
desland eingerichtet sind (mittelbare Bundesverwaltung).

Auch die Gerichtsbarkeit ist in Österreich nie ein organisatorisch ein-
heitliches Ganzes gewesen. Es hat seit der Dezemberverfassung von 1867 
stets ein Nebeneinander von ordentlichen Gerichten und Gerichten des öffent
lichen Rechts gegeben. Freilich war in der Vergangenheit die Gerichtsbar
keit stets ausschließlich Sache des Gesamtstaates bzw des Bundes. Seit der 
B-VG Novelle BGBl I Nr 51/2012 ist jedoch durch die Neugestaltung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit neben der Gerichtsbarkeit des Bundes auch 
eine Gerichtsbarkeit der einzelnen Länder geschaffen worden: Dem Bund 
vorbehalten ist die ordentliche Gerichtsbarkeit und die Verfassungsgerichts
barkeit; die Verwaltungsgerichtsbarkeit gibt es jedoch sowohl für den Bereich 
des Bundes als auch für jedes Land. 

Einführung

wielinger_DRUCK.indd   5 14.02.19   12:38



6

II. Literatur, Textausgaben und Entscheidungssammlungen
HELLBLING, Kommentar zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen, Band 1, 

1953, Band 2, 1954
HAUER/LEUKAUF, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 

6. Auflage, 2003, Ergänzungsband 2009
HENGSTSCHLÄGER/LEEB, Kommentar zum Allgemeinen Verwaltungs

verfahrensgesetz (AVG), fünf Teilbände, 2014, 2005, 2007, 2009.
HENGSTSCHLÄGER/LEEB; Kommentar zum Allgemeinen Verwaltungs

verfahrensgesetz (Fazikelwerk seit 2018)
THIENEL/ZELENY; Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze, 

20. Auflage, 2017
WALTER/THIENEL, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze 

Band 1, 1998 mit Ergänzungsband (enthält verfassungsrechtliche Grund
lagen, EGVG, AVG, Zustellgesetz sowie einschlägige sonstige Rechts
vorschriften), Band 2, 2000 (enthält VStG, VVG, AgrVG und weitere 
einschlägige Rechtsvorschriften). Darin findet sich ein ausführlicher 
Kommentar mit Literaturhinweisen und zahlreichen Entscheidungen der 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts in Kurzfassung.

Textausgaben

LANNER, Kodex, Verwaltungsverfahrensgesetze 53. Auflage, 2018
THIENEL/ZELENY, Verwaltungsverfahren (mit Anmerkungen), 20. Auflage, 

2017

Gesamtdarstellungen 

FASCHING/SCHWARTZ, Verwaltungsverfahren im Überblick, 5. Auflage, 
2014

FISTER/FUCHS/SACHS, Verwaltungsgerichtsverfahren, 2. Auflage, 2018
GRABENWARTER/FISTER, Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungs

gerichtsbarkeit, 6.Auflage, 2019
HENGSTSCHLÄGER/LEEB, Verwaltungsverfahrensrecht; 6. Auflage, 2018
HOLOUBEK/LANG (Hrsg.), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 

2013
HOLOUBEK/LANG (Hrsg.), Das Verfahren vor dem Bundesverwaltungs

gericht und dem Bundesfinanzgericht, 2014

Einführung
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KOLONOVITS/MUZAK/STÖGER, Grundriss des österreichischen Verwal
tungsverfahrensrechts; 11. Auflage, 2019

LARCHER (Hrsg.), Handbuch Verwaltungsgerichte, 2013
SCHULEV-STEINDL, Verwaltungsverfahrensrecht, 6. Auflage, 2018
STOLZLECHNER/BEZEMEK, Einführung in das öffentliche Recht, 7. Auf

lage, 2018
WALTER/MAYER, Grundriss des österreichischen Verwaltungsverfahrens

rechts, 8. Auflage, 2003

Darstellungen des Allgemeinen Verwaltungsrechts 

MERKL, Allgemeines Verwaltungsrecht, 1927 (Neudruck 1999)
ANTONIOLLI/KOJA, Allgemeines Verwaltungsrecht, 3. Auflage, 1996
ADAMOVICH/FUNK, Allgemeines Verwaltungsrecht, 3. Auflage, 1987
BAUMGARTNER, Allgemeines Verwaltungsrecht, 4. Auflage, 2018
KAHL/WEBER, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. Auflage 2017
RASCHAUER, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. Auflage, 2017 

Entscheidungssammlungen 

Wie schon oben gesagt, kommt den Entscheidungen der Höchstgerichte 
für das Verwaltungsverfahrensrecht besondere Bedeutung zu. Die Entschei
dungen werden zum Teil in amtlichen Sammlungen herausgegeben.
a) Verfassungsgerichtshof: Die Erkenntnisse und wichtigsten Beschlüsse 

dieses Gerichtshofs werden seit 1919 in einer amtlichen Sammlung ver
lautbart. Die Nummerierung erfolgt seit 1921 durchlaufend.

b) Verwaltungsgerichtshof: Wesentliche Entscheidungen werden seit 1919 
gleichfalls in einer amtlichen Sammlung, getrennt nach administrativ
rechtlichen und finanzrechtlichen Entscheidungen (A und F), heraus-
gegeben. 1945 wurde mit der Nummerierung neu begonnen.

c) Die administrativrechtlichen Entscheidungen des VwGH und des VfGH 
werden seit 1976 systematisch, nach Sachgebieten gegliedert, in der „Zeit
schrift für Verwaltung“ in Auszügen veröffentlicht.

d) Eine kommentierte Auswahl von Entscheidungen der Landesverwaltungs
gerichte und des Bundesverwaltungsgerichts sowie besonders relevanter 
Entscheidungen der Höchstgerichte sowie des EUGH findet sich in der 
„Zeitschrift der Verwaltungsgerichtsbarkeit“

Einführung
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Automationsunterstützte Datenabfrage 

Seit einigen Jahren gibt es juristische Informationen in elektronisch 
gespeicherter Form.

Erwähnt seien das Rechtsinformationssystem des Bundes RIS und die 
Rechtsdatenbanken RDB, Lexis Nexis, RIDA. Diese Datenbanken bieten 
sowohl Gesetzestexte als auch Entscheidungen der Gerichtshöfe des öffent
lichen Rechts und der Verwaltungsgerichte an. Sie ermöglichen auch den 
Zugriff auf Celex, die Datenbank der EU.

Einführung
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II. TEIL 
DAS VERWALTUNGSVERFAHRENSRECHT

A. ALLGEMEINES

I. Was ist das Verwaltungsverfahrensrecht?

Die österreichische Bundesverfassung orientiert die Staatsfunktion Ver
waltung auf das Gesetz hin: Nach Art 18 Abs 1 BVG braucht jedes Han
deln von Verwaltungsorganen (grundsätzlich) eine inhaltliche Grundlage in 
einem Gesetz (Legalitätsprinzip). Aber auch der Staatsfunktion Gesetzge
bung macht diese Bestimmung der Bundesverfassung strenge Vorgaben. Nach 
ihr dürfen sich nämlich Gesetze nicht darauf beschränken, der Verwaltung 
allgemein gehaltene Ermächtigungen zu erteilen, vielmehr sollen sie den 
Inhalt des Handelns der Verwaltungsorgane relativ genau vorherbestimmen. 
Die Reichweite dieses Gebots war allerdings umstritten: Nach einer stren
gen Auffassung gilt das Legalitätsprinzip für alle Tätigkeitsbereiche der Ver
waltung. Einer anderen, heute herrschenden Meinung zufolge gilt das 
Legalitätsprinzip aber nur für den Bereich der Hoheitsverwaltung, dh 
für jenen Tätigkeitsbereich, in dem Verwaltungsorgane ermächtigt sind, 
Rechtsakte zu setzen, zu deren Zustandekommen die Zustimmung des 
Adressaten rechtlich nicht erforderlich ist. Die Geltung des Legalitäts
prinzips für den Bereich der Hoheitsverwaltung ist aber unbestritten. Der 
Sinn dieses Prinzips ist es, durch die möglichst klare und eindeutige Fest
legung der Rechte und Pflichten der Rechtsunterworfenen und des Inhalts 
der Ermächtigung der Staatsorgane ein hohes Maß an Rechtssicherheit  
zu gewährleisten. (Freilich wird in der Praxis dieses Ziel nicht immer erreicht.) 

Nach der Bundesverfassung bedarf also jedenfalls das Handeln der 
Verwaltungsorgane in der Hoheitsverwaltung einer materiellen Grund-
lage im Gesetz. Gesetze, welche das Handeln der Verwaltungsorgane inhalt
lich vorherbestimmen, werden demnach als materielles Verwaltungsrecht 
bezeichnet. 

Durch die Regel der Bundesverfassung über das Legalitätsprinzip ist 
jedenfalls die Hoheitsverwaltung grundsätzlich immer ein Vollzug von Geset
zen, also von materiellem Verwaltungsrecht. Der Vorgang des Vollzugs, die 
Konkretisierung des materiellen Verwaltungsrechts in Rechtsakte, die Einzel
fälle betreffen, ist das Verwaltungsverfahren. Die Regeln, die festlegen, wie 
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bei der Konkretisierung des materiellen Verwaltungsrechtes vorzugehen 
ist, bilden in ihrer Gesamtheit das Verwaltungsverfahrensrecht. Sie wer
den auch als formelles Verwaltungsrecht bezeichnet. Das Legalitätsprinzip 
gebietet es auch, dass das formelle Recht in Form von Gesetzen festgelegt 
wird. Das Verfahrensrecht soll nämlich nicht nur Regeln für die mit der 
Anwendung des materiellen Rechts befassten Organe schaffen. Es soll viel
mehr auch die Rechtsposition der Personen, die vom Vorgang des Vollzugs 
des materiellen Verwaltungsrechts betroffen sind, gegenüber den Anwen-
dungsorganen festlegen. 

Durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (§ 17) sind die meis-
ten Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts auch zu Regeln für 
das Verfahren der Verwaltungsgerichte geworden.

Jene Vorschriften der österreichischen Rechtsordnung, die in ihrem Titel als 
Verfahrensgesetze für die Verwaltung bezeichnet werden, enthalten allerdings 
nicht ausschließlich Regelungen, die als Verwaltungsverfahrensrecht im eben 
aufgezeigten Sinn zu qualifizieren wären. Sie beinhalten auch Organisations
recht, wie Regelungen über die Zuständigkeit von Behörden und sogar mate
rielles Recht, wie zB das EGVG, das auch Regelungen über Verwaltungsüber
tretungen, also Bestimmungen des materiellen Verwaltungsstrafrechts enthält. 
Umgekehrt enthalten aber auch jene Vorschriften, die ihrer Bezeichnung nach 
nur materielles Recht zu enthalten scheinen, mitunter auch verfahrensrecht
liche Bestimmungen (zB die Gewerbeordnung in den Vorschriften über das 
Verfahren zur Genehmigung von Betriebs anlagen). Der Grund hiefür ist der 
enge, oft kaum lösbare sachliche Zusammenhang zwischen dem materiellen 
Recht, dem formellen Recht und dem Organisationsrecht. 

II. Die Besonderheiten des Verwaltungsverfahrensrechtes

Aus dem Umstand, dass das Verwaltungsverfahrensrecht das formelle 
Recht der Staatsfunktion Verwaltung ist, ergeben sich eine Reihe von Beson
derheiten: 

1. Allgemeines

Die Tätigkeiten der staatlichen Verwaltung beziehen sich heute – mehr 
oder minder intensiv – auf alle Lebensbereiche. Das wird oft beklagt und kri
tisiert, kann aber nicht wegdiskutiert werden. Schon einige Beispiele machen 
augenfällig, welche Vielzahl von Tätigkeiten die Verwaltung entfaltet: 

Allgemeines zum Verwaltungsverfahrensrecht
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Will jemand ein Haus bauen, so hat er sich an eine Verwaltungsbehörde zu 
wenden. Die Behörde legt fest, wo ein Haus gebaut werden darf, und befin
det auch über die Eignung von Bauplänen. Einige Gewerbe dürfen nur mit 
Genehmigung einer Verwaltungsbehörde begonnen werden, andere wieder 
müssen der Behörde bloß gemeldet werden. Die Gewerbetätigkeit wird von 
der Behörde überwacht. Verwaltungsbehörden sind mit Angelegenheiten der 
verschiedensten Beihilfen befasst, aber auch mit der Sozialhilfe und mit dem 
Schutz gefährdeter Kinder und Jugendlicher. Die Verwaltung ist zu Maßnah
men zum Schutz von Natur und Umwelt berufen. Die Verwaltung soll aber 
auch die öffentliche Sicherheit im Allgemeinen, wie die Einhaltung beson
derer Sicherheitsregeln, etwa jene für den Straßenverkehr, gewährleisten. 
Die Überwachung technischer Sicherheitsbestimmungen, zB solcher für die 
Kraftfahrzeuge oder für Seilbahnen, ist ebenfalls Aufgabe der Verwaltung. 

Die eben genannten Beispiele betrafen alle die Hoheitsverwaltung. Der 
Verwaltung insgesamt sind aber auch Aufgaben ganz anderer Art gestellt: Sie 
soll durch die Leistung von Hilfestellungen gefährdeten Menschen ermög
lichen, ihr Leben zu bewältigen, sie soll eine Infrastruktur für erfolgreiche 
Wirtschaftstätigkeit schaffen, sie soll Krankenhäuser, aber auch kulturelle 
Einrichtungen, wie Museen und Theater, planen, errichten und erhalten und 
sogar Wirtschaftsunternehmungen betreiben. Schließlich ist es Sache der Ver
waltung, zur Deckung des staatlichen Finanzbedarfs Abgaben vorzuschreiben 
und einzuheben. Diese Vielfalt an Tätigkeitsinhalten macht es schwierig, eine 
allgemein gültige Definition des Begriffs „Verwaltung“ durch Angabe von 
Tätigkeitsmerkmalen zu finden. 

2. Die Auswirkungen der Aufgabenstellung auf das Verfahren  
der Verwaltung

Für Überlegungen zum Verwaltungsverfahrensrecht können alle jene 
Tätigkeiten der Verwaltung, die nicht dem Bereich der Hoheitsverwal-
tung zuzurechnen sind, außer Betracht bleiben. Denn dort, wo es um die 
Hilfe in besonderen Lebenslagen, die Vorsorge für eine optimale Infrastruktur 
der Wirtschaft, den Betrieb von Krankenanstalten oder kulturellen Einrich
tungen geht, wird die Verwaltung zwar auf Grund allgemeiner Aufgabenzu
weisungen in Gesetzen tätig, der Inhalt ihrer Tätigkeit besteht aber nicht in 
der Anwendung von Gesetzen auf konkrete Einzelfälle. Sie führt also keine 
„Verfahren“ durch. 

In dem verbleibenden Bereich, also dort, wo es um die Konkretisierung 
von Gesetzen geht, finden sich Aufgaben unterschiedlichster Inhalte, zu deren 

Allgemeines zum Verwaltungsverfahrensrecht
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Erfüllung die Verwaltung in vielfältiger Weise aktiv werden muss: Sie soll 
den Ausgleich widerstreitender Interessen bewirken, soll dies aber nicht nur in 
der Rolle des Schiedsrichters tun, der ihm vorgelegte Streitfälle entscheidet, 
sondern sie soll auch von sich aus tätig werden. Die Verwaltung soll gebie
tend, verbietend, regelnd, gestaltend und helfend in das Leben der einzelnen 
Menschen, wie auch in die Beziehungen zwischen ihnen eingreifen und dabei 
sowohl die Interessen jedes Einzelnen gebührend berücksichtigen als auch 
jene der Allgemeinheit wahren.

Diese Spezifika der Aufgabenstellung für die Hoheitsverwaltung 
bedingen auch Besonderheiten des Verwaltungsverfahrensrechtes: 
Regeln für den formellen Ablauf eines Geschehens, das so unterschiedliche 
Inhalte haben kann wie die Tätigkeiten von Verwaltungsorganen, müssen ent
weder extrem detailliert und kasuistisch bzw für jeden Bereich der Verwaltung 
besonders gestaltet oder aber recht allgemein gehalten sein. Ein einigermaßen 
einheitliches Verfahrensrecht für die Verwaltung lässt sich daher nur in Form 
allgemein gehaltener Regeln schaffen. So enthalten denn auch die österreichi
schen Verwaltungsverfahrensgesetze viele derartige Bestimmungen. 

3. Die besondere Bedeutung der Rechtsprechung der Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechts und der Verwaltungsgerichte

Die Art, wie manche Bestimmungen gestaltet sind, bringt es aber mit sich, 
dass die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechtes für sich allein genom
men mitunter wenig anschaulich sind und dass der Auslegungsspielraum, den 
sie offen lassen, recht weit ist. Dies hat wiederum zur Folge, dass der Sinn, in 
dem der Wortlaut mancher Bestimmung verstanden werden soll, den mit der 
Anwendung des Verfahrensrechtes betrauten Organen sich erst aus der Judi
katur der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts (Verwaltungsgerichtshof und 
Verfassungsgerichtshof) erschließt. Beispielsweise seien die Regeln über die 
Parteistellung im Verwaltungsverfahren genannt. Für die Beantwortung der 
Frage, ob jemandem in einem bestimmten Verfahren Parteistellung zukomme 
oder nicht, kann die einschlägige Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
von entscheidender Bedeutung sein. (Näheres dazu wird später gesagt wer
den.) In Zukunft wird auch der Judikatur der Verwaltungsgerichte erhebliche 
Bedeutung für das Verständnis der Regeln des Verwaltungsverfahrensrechtes 
zukommen.
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4. Die enge Verbindung von materiellem und  
formellem Verwaltungsrecht

Das Verwaltungsverfahrensrecht steht in einem besonders engen Kon
nex zum materiellen Verwaltungsrecht, und zwar deshalb, weil dieses zum 
überwiegenden Teil im und durch Verfahren angewendet (konkretisiert) und 
somit weitgehend nur im Rahmen eines Verfahrens aktuell wird. So wird zB 
das Baugesetz nur im Bauverfahren angewendet, das Wasserrechtsgesetz im 
Wasserrechtsverfahren usw. Im Gegensatz dazu werden zahlreiche Regeln des 
bürgerlichen Rechts, zB jene über die Verträge, überwiegend auch weit ent-
fernt von jedem zivilgerichtlichen Verfahren angewendet, nämlich im Rechts-
verkehr zwischen Privatpersonen. 

5. Die subsidiäre Anwendbarkeit der Regeln des  
„allgemeinen“  Verwaltungsverfahrensrechtes

Die österreichische Rechtsordnung trägt den besonderen Gegebenheiten 
der Verwaltung hinsichtlich des Verfahrensrechtes dadurch Rechnung, dass 
die Regeln der allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze nicht ausnahms
los gelten. Sie gelten wohl grundsätzlich, dh aber, sie gelten nur insoweit, 
als in den einzelnen Gesetzen, die materielles Verwaltungsrecht enthalten – 
sie werden im AVG als „Verwaltungsvorschriften“ bezeichnet –, nicht auch 
besondere Verfahrensregeln für die jeweilige Materie enthalten sind. Solche 
abweichenden Regelungen dürfen aber nur ausnahmsweise geschaffen wer
den. (Näheres dazu wird später gesagt werden.) 

6. Das Verwaltungsverfahrensrecht als „Spiegel“ eines Staates

Da das Verwaltungsverfahrensrecht die Regeln darüber enthält, in welcher 
Art und Weise Verwaltungsorgane den Rechtsunterworfenen begegnen sollen, 
wenn sie Gesetze anwenden, also wenn sie Staatsmacht ausüben, und da das 
Verwaltungsverfahrensrecht die rechtliche Position der Rechtsunterworfenen 
gegenüber dem Staatsorgan, das Gesetze anwendet, festlegt, wird dieses Ver
fahrensrecht gleichsam zu einem Spiegel, in dem sich das Gesicht eines Staa
tes zeigt. Daraus, ob ein Staat ein Verwaltungsverfahrensrecht hat und wie ein 
Verfahrensrecht der Staatsverwaltung aussieht, wird deutlich, mit welcher Art 
von Staat man es zu tun hat. 
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